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Platzierung nach Obhutsentziehung (Art. 310 ZGB)
Sachverhalt

Ist ein Antrag auf Obhutsentzug gem.Art. 310 ZGB immer mit einem Heimaufenthalt, Pflegefamilie etc. zu verbinden?
Der Inhaber der elterlichen Sorge ist mit keiner Platzierung einverstanden und boykotiert alle Vorstellungsgespräche. Ist es möglich, dass zuerst die elterliche Obhut entzogen wird und der Beistand mit einer Unterbringung beauftragt wird?
Erwägungen

1. Mit der Entziehung der Obhut (Art. 310 ZGB) geht das Obhutsrecht von den Eltern an die Vormundschaftsbehörde über und bleibt dort. Die Vormundschaftsbehörde kann das Obhutsrecht, d.h. das Recht zu bestimmen, wo sich das Kind aufhalten soll/darf, weder an andere Angehörige des Kindes (z.B Grosseltern, Paten, Onkel) noch an einen Beistand/eine Beiständin delegieren (BGE 128 III 9 in ZVW 2002 S. 62 ff; kommentiert durch Martin Stettler in ZVW 2002 S. 236 ff.; Albert Guler, Die Beistandschaft nach Art. 308 ZGB in: ZVW 1995 S. 51, 58). 

2. Wenn die Inhaber der elterlichen Sorge alles boykottieren, erlässt die Vormundschaftsbehörde gestützt auf Art. 310 ZGB die Kindesschutzmassnahme gegen den Willen der Eltern. Wichtig ist, dass vorher sowohl das Kind (Art. 314 ZGB) als auch die Inhaber der elterlichen Sorge angehört werden. Wenn sie den Einladungen nicht Folge leisten, können sie nach dem jeweiligen kantonalen Verwaltungsverfahrensrecht polizeilich vorgeführt werden. Zudem kann ihnen mit der Einladung zur Anhörung die Ungehorsamsstraffe nach StGB 292 angedroht werden, wenn die Einladung als Verfügung ergeht. 

3. Im Kanton Zürich gilt konkret: Wer als Behörde befugt ist, die zur Klärung des Sachverhalts erforderlichen Anordnungen zu treffen, kann zu deren Durchsetzung polizeiliche Hilfe in Anspruch nehmen. Das Vorgehen und der Mitteleinsatz richten sich grundsätzlich nach kantonalem Verfahrensrecht, andererseits schon von Bundesrechts wegen stets nach dem Verhältnismässigkeitsprinzip und sind namentlich im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes ergebnisorientiert einzusetzen. Die Zwangsvorführung widerspenstiger Zeugen durch die Polizei bietet diesbezüglich weniger Hürden als jene widerspenstiger aber urteilsfähiger Hilfsbedürftiger. Gesetzliche Basis zur Zwangsvorführung im Kanton Zürich: § 59 EG ZGB und § 30 lit. c VRG.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 12. Juni 2006
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